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Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.V. (DGUV) ist der Spitzenverband der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften und der Unfallversicherungsträger der öffentlichen 
Hand. Gemäß § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VII besteht der gesetzliche Auftrag der 
Unfallversicherung darin, mit allen geeigneten Mitteln Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
sowie arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren zu verhüten. Nach Eintritt von Arbeitsunfällen 
oder Berufskrankheiten hat sie die Gesundheit und die Leistungsfähigkeit der Versicherten 
mit allen geeigneten Mitteln wiederherzustellen und sie oder ihre Hinterbliebenen durch 
Geldleistungen zu entschädigen (§ 1 Satz 1 Nr. 2 SGB VII). Die Unfallversicherung erbringt 
damit Leistungen der Prävention, der Rehabilitation und der Entschädigung aus einer Hand. 
Insgesamt stehen in Deutschland rund 70 Millionen Menschen bei der Arbeit, in der Bildung 
und im Ehrenamt unter ihrem Schutz. Ihre Finanzierung erfolgt allein über Beiträge der 
Unternehmen und Einrichtungen.  
Die Präventionsleistungen der Unfallversicherungsträger zeichnen sich durch Praxisnähe 
und ausgewiesene Branchenkompetenz aus. Garant dafür ist die paritätische 
Selbstverwaltung. Sie gewährleistet auf Basis von gelebter Sozialpartnerschaft Sicherheit 
und Gesundheit bei der Arbeit, in der Bildung und im Ehrenamt. Zu den Kernleistungen der 
Unfallversicherung in der Prävention zählen die Überwachung von Arbeitsschutzmaßnahmen 
in den Unternehmen sowie die Beratung von Unternehmen und Versicherten (§ 17 SGB VII 
Abs. 1). Dies gilt folglich auch für die Anwendung und Ausgestaltung des § 22 SGB VII.   

Vorbemerkung und Einordnung 
Sicherheitsbeauftragte als Säule von Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 
Sicherheitsbeauftragte bieten eine niederschwellige Möglichkeit, die Arbeitssicherheit und 
den Gesundheitsschutz im Unternehmen zu verbessern. Sie unterstützen im Rahmen ihrer 
beruflichen Tätigkeit die Umsetzung der Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen und 
Gesundheitsgefahren am Arbeitsplatz. Die Unfallversicherungsträger unterstützen deren 
Qualifizierung mit einfach zugänglichen branchenspezifischen Angeboten.   
Im Rahmen der aktuellen Diskussion sind Sicherheitsbeauftragte je nach Betriebsgröße im 
Zusammenspiel mit den weiteren wichtigen Säulen sicherer und gesunder Arbeit zu sehen: 
Dies sind zuvorderst die Unternehmerinnen, Unternehmer und die Führungskräfte sowie die 
Betriebs- beziehungsweise Personalräte aufgrund ihrer Verantwortung und ihrer Bedeutung 
für die gelebte Präventionskultur im Unternehmen. Dazu kommen weitere betriebliche 
Interessenvertretungen und beratende Präventionsexpertinnen und -experten wie Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit oder Betriebsärztinnen und -ärzte.  
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Bislang sind Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten gemäß § 22 SGB VII verpflichtet, 
Sicherheitsbeauftragte zu bestellen.  
Eine Neuausrichtung der Verpflichtung zur Bestellung von Sicherheitsbeauftragten stellt eine 
sozialpolitische Weichenstellung dar. Mit Blick auf Branchenspezifität, Risikoorientierung 
sowie Praxisnähe muss die konkrete Ausgestaltung durch die Selbstverwaltung der 
Unfallversicherung erfolgen.  

Bewertung 

Die DGUV nimmt als Spitzenverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften und 
Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand zum Regelungsvorschlag wie folgt Stellung:  

Zu Artikel 3  
Änderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 

§22 neu (Sicherheitsbeauftragte) 
 
Für einen zielgerichteten, risikoorientierten und damit wirksamen Arbeitsschutz 
Unfallversicherung und Bundesregierung eint das Zielbild eines modernen und effektiven 
Arbeitsschutzes, der sich an Grundsätzen wie Praxisnähe und Wirksamkeit ausrichtet. Die 
geplante Gesetzesänderung muss auf dieses Zielbild einzahlen. Sie muss hohe 
Schutzstandards halten und darf zugleich nicht zu einem Bürokratieaufbau oder einer 
Mehrbelastung für die Unternehmen führen, sondern muss vielmehr einen zielgerichteten, 
risikoorientierten und damit wirksamen Arbeitsschutz fördern.  
Die Gesetzesänderung zur Bestellung von Sicherheitsbeauftragten stellt in der vorgelegten 
Fassung die Unternehmen vor Herausforderungen bei der praktischen Umsetzung, 
insbesondere in zwei Punkten: 

1. Fehlen von in der Praxis handhabbaren Kriterien für die im Gesetzesentwurf 
vorgesehene Feststellung „besondere Gefährdung für Leben und Gesundheit“ 

 
In der Begründung zu § 22 Abs. 1 SGB VII wird ausgeführt, dass der Unternehmer oder 
die Unternehmerin für den Begriff der besonderen Gefährdung nach seinem Ermessen 
die Ergebnisse der Gefährdungsbeurteilung zugrunde zu legen habe.  
 
Ohne in der Praxis handhabbare Kriterien kann diese Betrachtung in jedem Einzelfall 
jedoch im Ergebnis zu einer erheblichen Mehrbelastung bei der Beurteilung der 
Arbeitsbedingungen führen und zusätzlichen Dokumentationsaufwand nach sich ziehen. 
Dies steht der Intention der Gesetzesänderung entgegen. Die in der Begründung 
vorgesehene Zahl der Versicherungsfälle als Kriterium, das heißt konkret im einzelnen 
Kleinunternehmen vorgefallene Unfälle und Berufskrankheiten, sind ungeeignet, da diese 
bei Kleinstunternehmen im Hinblick auf das Vorliegen besonderer Gefährdungslagen 
statistisch nicht aussagekräftig und stark zufallsbehaftet sind. Die Verlagerung der 
Feststellung einer besonderen Gefährdung allein auf den Unternehmer stellt aus Sicht 
der gesetzlichen Unfallversicherung daher keine tragfähige Handlungsalternative dar.  
 
Gleichzeitig ist darauf zu achten, dass im Zuge der vorgeschlagenen Neuregelung 
Sicherheitsbeauftragte nicht dort entfallen, wo sie maßgeblich zur Sicherheit und zum 
Gesundheitsschutz beitragen. Neben Faktoren der Branchenspezifität sind hier auch 
gesamtgesellschaftlich relevante Tätigkeiten im Kontext des bürgerschaftlichen 
Engagements in den Blick zu nehmen. Um eine Schwächung ehrenamtlicher Strukturen 
wie beispielsweise bei Freiwilligen Feuerwehren in Folge eines sinkenden Schutzniveaus 
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zu verhindern, muss hier das autonome Satzungsrecht der Unfallversicherungsträger 
weiterhin bestimmend sein.  
 
2. Gefahr der nicht sachgerechten Mehrbelastung sehr kleiner Unternehmen, in 

denen eine „besondere Gefährdung für Leben und Gesundheit“ vorliegt 
 
Der Gesetzestext und die Begründung geben keinen Schwellenwert vor, unterhalb 
dessen kein Sicherheitsbeauftragter bestellt werden muss, sondern stellen allein auf das 
Vorliegen der besonderen Gefährdung ab. Dies würde zum Beispiel kleine 
Handwerksbetriebe wie Fleischereien und Baubetriebe betreffen.  
 
Ein Aufbau von Sicherheitsbeauftragten in Unternehmen mit 20 und weniger 20 
Beschäftigten hilft aus fachlicher Sicht jedoch nicht, den Arbeitsschutz im Betrieb zu 
verbessern, da die Unternehmerin beziehungsweise der Unternehmer in kleinen 
Unternehmen in das betriebliche Geschehen eingebunden ist. Eine verpflichtende 
Bestellung einer oder eines Sicherheitsbeauftragten erscheint in diesem Punkt nicht 
sachgerecht, sondern sollte in diesen Fällen dem Unternehmer auf freiwilliger Basis 
überlassen werden. 

Grundsätzlich muss sichergestellt werden, dass der Regelungsvorschlag das hohe 
Schutzniveau aufrechterhält und gleichzeitig nicht zu Bürokratieaufwuchs für die Wirtschaft 
wie auch die Verwaltung führt. Ein Regelungsvorschlag muss die in der gesetzlichen 
Unfallversicherung maßgeblich gestaltende Rolle der Selbstverwaltung berücksichtigen und 
ausreichend flexibel für branchenspezifische Bedarfe sein.  

Vor diesem Hintergrund regt die DGUV an,  

§ 22 Absatz 1 Satz 3 SGB VII (neu) wie folgt zu ändern: 

„In Unternehmen mit regelmäßig weniger als 50 Beschäftigten hat der Unternehmer unter 
Beteiligung des Betriebsrates oder Personalrates einen Sicherheitsbeauftragten zu bestellen, 
wenn unter Zugrundelegung der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 5 des 
Arbeitsschutzgesetzes eine besondere Gefährdung für Leben und Gesundheit besteht.“   

wird ergänzt zu  

„In Unternehmen mit regelmäßig mehr als 20 und weniger als 50 Beschäftigten […].“ 

Begründung:  

Für Unternehmen mit 20 und weniger Beschäftigten bleibt die aktuell geltende Rechtslage 
bestehen und die unter Punkt 2 dargestellte nicht sachgerechte Mehrbelastung für 
Kleinstunternehmen wird vermieden.  

Abschlussbemerkung 

Gemäß § 14 Abs. 1 SGB VII haben die Unfallversicherungsträger mit allen geeigneten 
Mitteln für die Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten 
Gesundheitsgefahren zu sorgen. Sie werden im Rahmen ihrer Selbstverwaltung die 
Unternehmen bei der praxisgerechten Umsetzung einer gesetzlichen Änderung bestmöglich 
unterstützen.  

Für Unternehmen, Versicherte und Unfallversicherungsträger gleichermaßen elementar ist 
dabei eine gesetzliche Grundlage, die Schutzziele genauso im Blick hat wie eine möglichst 
praxisorientierte und praktikable Normsetzung.  
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